
 

Satzung 
der 

SMA Solar Technology AG 
 
 

I. 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 

 
 

§ 1 
Firma, Sitz 

 
(1) Die Gesellschaft führt die Firma "SMA Solar Technology AG". 
 
(2) Sie hat ihren Sitz in Niestetal. 
 
 

§ 2 
Gegenstand des Unternehmens 

 
(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von Aufgaben sowie die Herstellung und der 
Vertrieb von Produkten auf den Gebieten der allgemeinen Mess- und Regelungstechnik, der 
Mikroprozessortechnik, der Leistungselektronik, der elektrischen Energieversorgung, sowie der System- 
und Datentechnik, insbesondere im Bereich der Solartechnik. Die Tätigkeit umfasst die Beratung, 
Entwicklung und Erstellung von Soft- und Hardware. 
 
(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die den Gegenstand des 
Unternehmens unmittelbar oder mittelbar zu fördern geeignet sind. Sie darf zu diesem Zweck im In- und 
Ausland Zweigniederlassungen errichten, andere Unternehmen gleicher oder verwandter Art gründen, 
erwerben oder sich an diesen beteiligen und deren Geschäftsführung übernehmen. Die Gesellschaft ist 
ferner berechtigt, die Stellung als persönlich haftende Gesellschafterin für andere Unternehmen zu 
übernehmen. Sie kann Unternehmen, an denen sie mehrheitlich beteiligt ist, unter ihrer Leitung 
zusammenfassen oder sich auf die Verwaltung der Beteiligung beschränken. 
 
 

§ 3 
Geschäftsjahr, Bekanntmachungen 

 
(1) Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. 
 
(2) Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
(3) Informationen an die Inhaber zugelassener Wertpapiere der Gesellschaft können auch mittels 
elektronischer Medien übermittelt werden. 
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II. 
GRUNDKAPITAL UND AKTIEN 

 
 

§ 4 
Grundkapital und Aktien 

 
(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 34.700.000 Euro (in Worten: vierunddreissig Millionen 
siebenhunderttausend Euro) und ist eingeteilt in 34.700.000 Aktien (Stückaktien). 
 
(2) Die Aktien der Gesellschaft lauten auf den Inhaber. 
 
(3) Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen, soweit nicht eine 
Verbriefung nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktie zugelassen ist. 
Ebenso ist ein Anspruch des Aktionärs auf Ausgabe von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen 
ausgeschlossen. Die Gesellschaft ist berechtigt, Urkunden über einzelne Aktien (Einzelurkunden) oder 
über mehrere Aktien (Sammelurkunden) auszustellen. 
 
(4) Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden und von Gewinnanteil- und Erneuerungsscheinen 
bestimmt der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. 
 
(5) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 
Satz 3 AktG festgesetzt werden. 
 
(6)  
Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 31. Dezember 2012 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder 
Sacheinlagen einmalig oder mehrmalig um bis zu insgesamt 10.000.000,- Euro (in Worten: zehn 
Millionen Euro) zu erhöhen (Genehmigtes Kapital II). Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre in folgenden Fällen auszuschließen: 
a) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlage zur Gewährung von Aktien zum Zweck des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen; 
b) zum Zweck der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit der Gesellschaft 
verbundener Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. AktG; 
c) um etwaige Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht auszunehmen; 
d) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlage, wenn der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 
Festsetzung des Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 2, 
186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der auf die neuen Aktien, für die das Bezugsrecht 
ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % des im Zeitpunkt 
der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt. 
Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der 
Kapitalerhöhung und ihrer Durchführung einschließlich des Inhalts der Aktienrechte und der Bedingungen 
der Aktienausgabe festzulegen. 
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III. 
DER VORSTAND 

 
 

§ 5 
Zusammensetzung, Vertretung 

 
(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern. Im Übrigen wird die Zahl seiner Mitglieder 
durch den Aufsichtsrat festgelegt. 
 
(2) Die Gesellschaft wird gesetzlich vertreten durch zwei Mitglieder des Vorstands oder durch ein Mitglied 
des Vorstands gemeinschaftlich mit einem Prokuristen. 
 
(3) Der Aufsichtsrat hat zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften, insbesondere 
a) solche, welche die Vermögens-, Finanz- oder Ertragslage der Gesellschaft oder Risikoexposition der 
Gesellschaft grundlegend verändern, sowie  
b) die Gründung, der Erwerb, die Veräußerung oder die Auflösung von Unternehmen oder 
Unternehmensbeteiligungen ab einer vom Aufsichtsrat festzulegenden Grenze seiner Zustimmung 
bedürfen.  
Der Aufsichtsrat kann widerruflich die Zustimmung zu einem bestimmten Kreis von Geschäften oder für 
den Fall, dass das einzelne Geschäft bestimmten Bestimmungen genügt, im Voraus erteilen. 
 
 
 

IV. 
DER AUFSICHTSRAT 

 
 

§ 6 
Zusammensetzung, Wahl, Amtsdauer 

 
(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf (12) Mitgliedern, von denen sechs (6) von den Aktionären nach 
dem Aktiengesetz und sechs (6) von den Arbeitnehmern nach dem Mitbestimmungsgesetz gewählt 
werden. 
 
(2) Die Wahl der Aufsichtsratsmitglieder erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach Beginn der Amtszeit 
beschließt; hierbei wird das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die 
Hauptversammlung kann bei der Wahl von Mitgliedern der Aktionäre eine kürzere Amtszeit festlegen. 
Eine Wiederwahl ist möglich. 
 
(3) Gleichzeitig mit der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern können für ein oder für mehrere bestimmte 
Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre Ersatzmitglieder gewählt werden. Sie werden nach einer bei der 
Wahl festzulegenden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats, wenn Aufsichtsratsmitglieder der 
Aktionäre, als deren Ersatzmitglied sie gewählt wurden, vor Ablauf der Amtszeit aus dem Aufsichtsrat 
ausscheiden, ohne dass ein Nachfolger bestellt ist. Tritt ein Ersatzmitglied an die Stelle des 
Ausgeschiedenen, so erlischt sein Amt, sobald ein Nachfolger für das ausgeschiedene 
Aufsichtsratsmitglied bestellt ist, spätestens jedoch mit Ablauf der restlichen Amtszeit des 
Ausgeschiedenen. Erlischt das Amt des an die Stelle des Ausgeschiedenen getretenen Ersatzmitglieds 
infolge der Nachwahl, bedarf diese einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen. War das 
infolge der Nachwahl ausgeschiedene Ersatzmitglied für mehrere bestimmte Aufsichtsratsmitglieder 
bestellt worden, lebt seine Stellung als Ersatzmitglied wieder auf; unter mehreren bestellten 
Ersatzmitgliedern nimmt es die erste Position ein. Die Wahl von Ersatzmitgliedern für die 
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Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer richtet sich nach dem Mitbestimmungsgesetz; ihre Amtszeit 
besteht für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds. 
 
(4) Wahlen zum Aufsichtsrat werden als Einzelwahl durchgeführt. Ein Antrag auf gerichtliche Bestellung 
eines Aufsichtsratsmitglieds wird bis zur nächsten Hauptversammlung befristet. 
 
(5) Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds 
gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtsdauer des ausgeschiedenen Mitglieds. 
 
(6) Jedes Aufsichtsratsmitglied und jedes Ersatzmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von 
vier Wochen auch ohne wichtigen Grund niederlegen. Die Niederlegung muss durch Erklärung in 
Textform gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats erfolgen. 
Das Recht zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. 
 
 

§ 7 
Vorsitzender und Stellvertreter 

 
(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die Aufsichtsratsmitglieder der Aktionäre gewählt 
worden sind, findet ohne besondere Einberufung eine Aufsichtsratssitzung statt. In dieser Sitzung wählt 
der Aufsichtsrat unter Vorsitz des ältesten anwesenden Aufsichtsratsmitgliedes aus seiner Mitte einen 
Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden nach Maßgabe des § 27 Abs. 1 und 2 des 
Mitbestimmungsgesetzes. Die Amtszeit des Vorsitzenden und des Stellvertreters entspricht, soweit bei 
der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, ihrer Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrats. Der 
stellvertretende Vorsitzende hat die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn 
dieser verhindert ist. 
 
(2) Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat 
der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 
vorzunehmen. 
 
 

§ 8 
Einberufung und Beschlussfassung 

 
(1) Aufsichtsratssitzungen sollen einmal im Kalendervierteljahr und müssen zweimal im Kalenderhalbjahr 
stattfinden. 
 
(2) Der Vorsitzende beruft die Sitzungen mit einer Frist von vierzehn Tagen schriftlich ein und bestimmt 
die Form der Sitzungen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und 
der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann der Vorsitzende die Frist abkürzen 
und mündlich, fernmündlich, durch Telefax oder mittels elektronischer Medien einberufen. Mit der 
Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung bekannt zu geben. 
 
(3) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Aufsichtsratssitzungen gefasst. Beschlüsse zu 
Gegenständen der Tagesordnung, die nicht rechtzeitig bekannt gegeben worden sind, können nur 
gefasst werden, wenn kein Mitglied der Abstimmung widerspricht. Abwesenden Mitgliedern ist in einem 
solchen Fall innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimmten angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, 
der Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels 
sonstiger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn 
die abwesenden Mitglieder des Aufsichtsrats innerhalb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie 
zugestimmt haben. 
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(4) Eine Beschlussfassung des Aufsichtsrats kann auf Veranlassung des Vorsitzenden auch durch 
mündliche, fernmündliche, schriftliche, durch Telefax oder mittels elektronischer Medien übermittelte 
Stimmabgaben erfolgen. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden schriftlich festgestellt und allen 
Mitgliedern zugeleitet. 
 
(5) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder geladen sind und mindestens die Hälfte 
der Mitglieder, aus denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung teilnimmt. Ein Mitglied 
nimmt, soweit es um die Beschlussfähigkeit des Aufsichtsrats geht, auch dann an der Beschlussfassung 
teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält. Abwesende Mitglieder können an der 
Beschlussfassung teilnehmen, indem sie eine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Mitglied 
überreichen lassen. Darüber hinaus können abwesende Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme während der 
Sitzung oder nachträglich innerhalb einer vom Vorsitzenden zu bestimmenden angemessenen Frist 
mündlich, fernmündlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher 
Telekommunikationsmittel, insbesondere per Videozuschaltung, abgeben. 
 
(6) Soweit im Gesetz, insbesondere in den §§ 27, 29 Abs. 2, 31 und 32 des Mitbestimmungsgesetzes, 
nicht zwingend etwas anderes bestimmt ist, werden Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gefasst. Eine Stimmenthaltung gilt nicht als abgegebene Stimme. Im Falle der 
Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden nach Maßgabe der §§ 29 Abs. 2 und 31 
Abs. 4 des Mitbestimmungsgesetzes; die erneute Abstimmung im Sinne dieser Vorschriften kann von 
jedem Aufsichtsratsmitglied verlangt werden. Dem Stellvertreter steht die zweite Stimme nicht zu. Auch 
die zweite Stimme kann gemäß Absatz (5) abgegeben werden. 
 
(7) Der Vorsitzende bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt 
werden, sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. Der Vorsitzende kann die Beschlussfassung 
über einzelne, mehrere oder sämtliche Gegenstände der Tagesordnung nach pflichtgemäßem Ermessen 
einmalig um höchstens einen Monat vertagen. 
 
(8) Der Vorsitzende ist ermächtigt, die zur Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrats erforderlichen 
Willenserklärungen abzugeben und Willenserklärungen für den Aufsichtsrat entgegenzunehmen. Im Falle 
der Verhinderung des Vorsitzenden hat sein Stellvertreter diese Befugnisse. 
 
(9) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Satzungsänderungen, die nur die Fassung betreffen, zu beschließen. 
 
 

§ 9 
Geschäftsordnung und Ausschüsse 

 
(1) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 
(2) Unmittelbar nach der Wahl des Aufsichtsratsvorsitzenden und seines Stellvertreters bildet der 
Aufsichtsrat zur Wahrnehmung der in § 31 Abs. 3 Satz 1 des Mitbestimmungsgesetzes bezeichneten 
Aufgaben einen Ausschuss, dem der Aufsichtsratsvorsitzende, sein Stellvertreter sowie ein von den  
Aufsichtsratsmitgliedern der Arbeitnehmer und von den Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner mit der 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen gewähltes Mitglied angehören. Der Aufsichtsrat kann weitere 
Ausschüsse bilden und aus seiner Mitte besetzen. Den Ausschüssen können, soweit gesetzlich zulässig, 
Entscheidungsbefugnisse des Aufsichtsrats übertragen werden. 
 
(3) Zusammensetzung, Befugnisse und Verfahren der Ausschüsse werden durch den Aufsichtsrat 
festgelegt. Soweit der Aufsichtsrat keine Bestimmung trifft, gilt § 8 für das Verfahren der Ausschüsse 
entsprechend. 
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§ 10 
Verschwiegenheit 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über vertrauliche Berichte und vertrauliche Beratungen sowie 
Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre 
Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu bewahren. Diese Verpflichtung gilt 
auch nach dem Ausscheiden aus dem Amt. 
 
(2) Will ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen an Dritte weitergeben, von denen nicht mit Sicherheit 
auszuschließen ist, dass sie vertraulich sind oder Geheimnisse der Gesellschaft betreffen, so soll es den 
Vorsitzenden des Aufsichtsrats vorher unterrichten und ihm Gelegenheit zur Stellungnahme geben. 
 
 

§ 11 
Vergütung 

 
(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten erstmals für das Geschäftsjahr 2008 außer der Erstattung 
ihrer baren Auslagen  
a) eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare Vergütung in Höhe von 10.000,- Euro; 
b) eine variable auf den Unternehmenserfolg bezogene jährliche Vergütung in Höhe von 200,- Euro je 
1.000.000,- Euro Jahresüberschuss im Jahresabschluss der Gesellschaft, maximal jedoch 20.000,- Euro. 
Die Vergütung wird zahlbar nach Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung des 
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr entscheidet. 
 
(2) Die Vergütung nach Absatz (1) beträgt für den Vorsitzenden jeweils das 2-fache und für seinen 
Stellvertreter jeweils das 1,5-fache der vorgenannten Beträge. 
 
(3) Aufsichtsratsmitglieder die einem Ausschuss angehören erhalten zusätzlich 1.500,- Euro je 
Sitzungstag, jeder Vorsitzende eines Ausschusses das 2-fache des vorgenannten Betrages. Für 
Mitglieder des Nominierungsausschusses und des Ausschusses nach § 27 Abs. 3 Mitbestimmungsgesetz 
entfällt die Vergütung. Die Vergütung ist zahlbar nach Ablauf des Geschäftsjahres. 
 
(4) Aufsichtsratsmitglieder, die nur während eines Teils des Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat oder einem 
Ausschuss angehört haben, erhalten eine im Verhältnis der Zeit geringere Vergütung. 
 
(5) Nimmt ein Aufsichtsratsmitglied an einer Sitzung des Aufsichtsrats nicht teil, so reduziert sich ein 
Drittel der Gesamtvergütung gemäß Absatz (1) und (2) prozentual im Verhältnis der im Geschäftsjahr 
stattgefundenen Sitzungen gegenüber den Sitzungen, an denen das Aufsichtsratmitglied nicht 
teilgenommen hat. 
 
(6) Die auf die Vergütung nach Absatz (1) bis (3) zu zahlende Umsatzsteuer wird von der Gesellschaft 
erstattet. 
 
(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden in eine im Interesse der Gesellschaft von dieser in 
angemessener Höhe unterhaltene Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung für Organe und bestimmte 
Führungskräfte einbezogen, soweit eine solche besteht. Die Prämie hierfür entrichtet die Gesellschaft. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

7

V. 
DIE HAUPTVERSAMMLUNG 

 
§ 12 

Ort und Einberufung 
 
(1) Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate nach Ablauf eines jeden 
Geschäftsjahres am Sitz der Gesellschaft oder in einer anderen Stadt in der Bundesrepublik Deutschland 
mit mindestens 100.000 Einwohnern statt. 
 
(2) Die Hauptversammlung wird durch den Vorstand oder in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen 
durch den Aufsichtsrat einberufen. 
 
(3) Die Hauptversammlung ist mit der gesetzlichen Frist einzuberufen. 
 
 

§ 13 
Teilnahmebedingungen 

 
(1) Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben wollen, müssen 
sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachweisen. Die Anmeldung und der 
Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten 
Adresse mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen. Im Falle der Einberufung durch den 
Vorstand ist der Vorstand, im Falle der Einberufung durch den Aufsichtsrat ist der Aufsichtsrat berechtigt,  
in der Einberufung eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorzusehen. Für die Berechnung der 
jeweiligen Frist sind der Tag der Versammlung und der Tag des Zugangs der Anmeldung bzw. des 
Zugangs des Berechtigungsnachweises nicht mitzurechnen.  
 
(2) Die Anmeldung nach Absatz (1) bedarf der Textform. Für den Nachweis der Berechtigung nach 
Absatz (1) reicht ein in Textform erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das 
depotführende Institut aus. Der Nachweis über nicht in Girosammelverwahrung befindliche Aktien kann 
auch von der Gesellschaft oder einem Kreditinstitut gegen Einreichung der Aktien ausgestellt werden. 
Der Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den im Aktiengesetz hierfür vorgesehenen Zeitpunkt 
beziehen. Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des 
Berechtigungsnachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen. Bestehen auch an diesem 
Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur Teilnahme an der Hauptversammlung 
und zur Ausübung des Stimmrechts zurückweisen. 
 
(3) Die Anmeldung und der Berechtigungsnachweis müssen in deutscher oder englischer Sprache 
erfolgen. 
 
(4) Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Bevollmächtigt der Aktionär 
mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen.  
 
 

§ 14 
Versammlungsleitung 

 
(1) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder ein von ihm 
bestimmtes anderes Aufsichtsratsmitglied der Aktionäre. Für den Fall, dass weder der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats noch ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz übernimmt, wird der 
Vorsitzende durch den Aufsichtsrat gewählt. 
 



 

8

(2) Der Vorsitzende leitet die Versammlung. Er bestimmt insbesondere die Reihenfolge der 
Behandlungsgegenstände und der Wortbeiträge sowie die Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 
 
(3) Die Hauptversammlung kann auf Anordnung des Versammlungsleiters auszugsweise oder vollständig 
in Bild und Ton übertragen werden. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die 
Öffentlichkeit uneingeschränkt Zugang hat. Die Form der Übertragung ist mit der Einladung bekannt zu 
machen. 
 
(4) Der Vorsitzende kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken; er 
kann insbesondere bereits zu Beginn oder während der Hauptversammlung den zeitlichen Rahmen für 
den ganzen Verlauf der Hauptversammlung, für die Aussprache zu den einzelnen 
Tagesordnungspunkten sowie für den einzelnen Frage- und Redebeitrag angemessen festsetzen. 
 
 

§ 15 
Beschlussfassung 

 
Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. 
 
 
 

VI. 
RECHNUNGSLEGUNG UND GEWINNVERWENDUNG 

 
 

§ 16 
Rücklagen 

 
Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie Beträge bis zur Hälfte des 
Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie sind darüber hinaus ermächtigt, bis zu 
einem weiteren Viertel des Jahresüberschusses Beträge in andere Gewinnrücklagen einzustellen, 
solange die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder soweit sie 
nach der Einstellung die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen würden. Dabei sind Beträge, die in 
die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss 
abzuziehen. 
 
 

§ 17 
Gewinnverwendung 

 
Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. Sie kann anstelle oder 
neben einer Barausschüttung auch eine Sachausschüttung beschließen. 
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VII. 
FESTSETZUNGEN NACH §§ 26 UND 27 AKTIENGESETZ 

 
 

§ 18 
Gründungsaufwand 

 
Die mit der Gründung der Gesellschaft im Wege des Formwechsels verbundenen Kosten, insbesondere 
Rechtsanwalts-, Notar- und Gerichtskosten, die eventuellen Honorare der Gründungsprüfer und die 
Kosten der Bekanntmachung trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von 25.000,- Euro. 
 
 

§ 19 
Formwechsel 

 
Das Grundkapital wird durch Formwechsel des Vermögens der SMA Regelsysteme GmbH mit dem Sitz 
in Niestetal, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Kassel unter HRB 3972, mit allen Aktiva 
und Passiva erbracht. 


